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ABSCHNITT VI. 

Verhältnis zu anderen Rechtsvorschriften. 
 

§ 57. (1) Das Gesetz vom 13. April 1920, StGBl. Nr. 180, über die Mitwirkung der Nationalversammlung 
an der Regelung von Eisenbahntarifen, Post-, Telegraphen- und Telephongebühren und Preisen der 
Monopolgegenstände sowie von Bezügen der in staatlichen Betrieben Beschäftigten, bleibt unberührt. 

(2) Die in anderen Rechtsvorschriften enthaltenen Bestimmungen, die die Beförderung von Personen und 
Gütern regeln, sowie die, die für Eisenbahnanlagen eine Genehmigung durch andere Behörden oder eine 
Beteiligung anderer Behörden beim eisenbahnrechtlichen Baugenehmigungsverfahren vorsehen, bleiben 
unberührt. 

(3) Die Bestimmung des § 27 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1952, BGBl. Nr. 96, wird durch die 
Bestimmung des § 17 Abs. 6 nicht berührt. 

(4) Die Bestimmung des § 21 Abs. 2 des Bundesstraßengesetzes, BGBl. Nr. 59/1948, die 
Straßenpolizeivorschriften und die Bestimmung des § 1 Abs. 2 des Kraftfahrgesetzes 1955, BGBl. Nr. 223, 
bleiben unberührt. 

(5) Die über die Sperrstunde, den Ladenschluß, die Sonn- und Feiertagsruhe sowie über die Arbeitszeit 
geltenden Rechtsvorschriften werden durch die Bestimmungen des  § 50 nicht berührt. 

(6) Die Bestimmung des § 4 des Gesetzes vom 27. Oktober 1862, RGBl. Nr. 87, zum Schutze der 
persönlichen Freiheit, wird durch die Bestimmung des § 45 Abs. 3 nicht berührt. 


